
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Zeitschrift für das Rechnungswesen der Gemeinden,
Sparkassen, Stiftungen, Kranken- und

Invalidenversicherung. 1903-1913
1908

109 (1.1.1908)



—

—

Zeilſchrifl
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Erſcheint monatlich Umal
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J. Gemeindeſachen .
Das ſtaatliche Grundbuchamt .

( Insbeſondere das Verhältnis des Bürgermeiſters

zum Hilfsbeamten . )
( Nachdruck verboten . )

Ueber die Organiſation des ſtaatlichen Grund⸗

buchamts ſowie über das Verhältnis desſelben zur
Gemeinde , insbeſondere zu Bürgermeiſter und Re —

meinderat , ſcheint da und dort immer noch Un —

klarheit zu herrſchen . Es erſcheint deshalb zweck —
mäßig , die wichtigſten einſchlägigen Beſtimmungen
des Geſetzes und der Verordnungen hier in Kürze
zuſammenzuſtellen .

In Betracht kommen hauptſächlich :
1) Das Ausſührungsgeſetz zur Grundbuchord⸗

nung ( Grundbuchausführungsgeſetz , abgekürzt
GBA ( ſ ) vom 19. Juni 1899 ( Geſ . u. V. Bl .
S . 273) . Abgeändert wurde dieſes Geſetz durch die

Geſetze vom 16. Auguſt 1900 , 8. Juli 1902 und
13 . Juli 1904 .

In der Geſtalt , welche das Grundbuchausfüh⸗
rungsgeſetz durch die erwähnten Geſetze erhalten

hat , iſt dasſelbe zum Abdruck gebracht im Geſetz —
und Verordnungsblatt Nr . XVIII v. J . 1904 auf
Seite 213 ff.

2) Die landesherrliche Verordnung , die Aus —

führung der Grundbuchordnung betr . ( Grundbuch⸗

ausführungsverordnung , abgekürzt GBAV ) vom
13 . Dezember 1900 ( Geſ . ⸗ und V. Bl . S . 1077ff ) .

3) Die Verordnung , das reichsgeſetzliche Grund —

buchweſen betr . ( Grundbuchvollzugsverordnung ,
abgekürzt GBVV ) vom 18 . Februar 1901 ( Geſ . ⸗
und V. Bl . S . 131 ff).

4) Die Dienſtweiſung für die Grundbuch —

ämter , abgekürzt GBDW .

5) Endlich iſt auch in Betracht zu ziehen die

den Grundbuchämtern im Druck zugegangene

Sammlung der Erlaſſe des Gr . Juſtizminiſteriums
( der ſog . Grundbuchverfügungen ) .

J. Sitz des Grundbuchamts .

Für jede Gemeinde wird , wenn dieſelbe ein
Gemeindehaus oder ſonſtige geeignete Kanzlei⸗

räume beſitzt , ein ſtaatliches Grundbuchamt mit
dem Sitz in dieſer Gemeinde errichtet , andernfalls
wird die Grundbuchführung für die Gemeinde von
dem Juſtizminiſterium dem Grundbuchamte einer
anderen Gemeinde des nämlichen Amtsgerichts⸗
bezirks oder Notariatsdiſtrikts übertragen .

§ 2 Abſ . 1 GBAG . § 5 Abſ . 1 GBVV .
Das Grundbuchamt iſt alſo ein ſtaatliches

Amt und kein Gemeindeamt , wiewohl es in der
einzelnen Gemeinde ſeinen Sitz hat .

Die Gemeinden ſind jedoch verpflichtet , die
für das Grundbuchamt erforderlichen Kanzlei —
räume nebſt Heizung und Beleuchtung zu ſtellen .

§ 5 Abſ . 1 GBAG .
Nähere Ausführungen über dieſe Dienſträume ,

insbeſondere hinſichtlich der Feuerſicherheit , ent —
halten die 88 22 — 26 GBVV ſowie auch S§ 87
bis 93 GBDW .

Dieſe Aufwendungen ſeitens der Gemeinden

für ein ſtaatliches Amt werden offenbar deshalb
vom Geſetz gefordert , weil dem Staate dadurch ,
daß er den Sitz des Grundbuchamts in die einzelnen
Gemeinden verlegt , erheblich mehr Ausgaben er⸗

wachſen , als wenn er für eine ganze Anzahl von
Gemeinden nur ein Grundbuchamt errichten
würde . Im Intereſſe und auf Wunſch der Ge —
meinden wurde dieſe komplizierte Organiſation
gewählt , und deshalb müſſen ſie auch in der an —
gegebenen Weiſe zu den Koſten beitragen .

Nur in Gemeinden von mehr als 10 000 Ein⸗

wohnern kann durch Gemeindebeſchluß mit Ge⸗

nehmigung der Miniſterien der Juſtiz und des

Innern das Grundbuchamt als Gemeindeamt er⸗
richtet werden . §S 3 GBAG . Dieſe Grundbuch —
ämter werden Gemeindegrundbuchämter
genannt . Von dieſen ſoll hier nicht weiter die
Rede ſein , ſondern nur von den ſtaatlichen Grund —
buchämtern .

II . Der Grundbuchbeamte .
Grundbuchbeamte der ſtaatlichen Grundbuch⸗

ämter ſind die Notare , ein jeder für die ihm
nach der Geſchäftsverteilung zugewieſenen Ge⸗
meinden .
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§ 2 Abſ . 2 GBAG . § 8 GBVV . SS 5
62 GBDW

Weil das Grundbuchamt ein ſtaatliches Amt

iſt , ſo hat auch der Staat , und nicht die Ge —
nieinde den Grundbuchbeamten zu ſtellen .

III . Der Hilfsbeamte .
1) Hilfsbeamte kommen nur bei ſtaatlichen

Grundbuchämtern vor , auch bei dieſen nur , wenn

a) die Grundbücher auf dem Gemeindehauſe
oder in ſonſtigen von der Gemeinde geſtellten
Dienſträumen aufbewahrt ſind und wenn zugleich

b) der Grundbuchbeamte ſelbſt nicht ſtändig
in dieſen Räumen anweſend iſt .

§ 6 GBAG . § 15 GBVV . 5§ 63 GBDW .

Hilfsbeamte werden ſomit z. Zt . nahezu bei

allen ſtaatlichen Grundbuchämtern vorkommen .
Sie ſind hauptſächlich deshalb erforderlich ,

weil der Grundbuchbeamte nur ausnahmsweiſe am

Sitze des Grundbuchamtes erſcheinen kann , um
dort ſeine Geſchäfte wahrzunehmen .

2) Die Zuſtändigkeit und die Pflichten des

Hilfsbeamten ſind geregelt in S6 GBAG , § 16

GBVV , § 8 63jff 68DW .

3) Während der Grundbuchbeamte vom Staate
beſtellt wird , muß der Hilfsbeamte von der Ge —

meinde geſtellt werden , und zwar ſind Hilfsbeamte
in der Regel die Ratſchreiber .

§ 6 Abſ . 1 GBAG . 8§8 15 —21 GBV .
Das Amt des Ratſchreibers iſt alſo kraft

Geſetzes mit demjenigen des Hilfsbeamten ver —

knüpft . Ein Ratſchreiber darf ſich der Uebernahme
des Hilfsbeamtendienſtes nicht entziehen Der

Ratſchreiber iſt zwar ein Gemeindebeamter , er hat
aber als Hilfsbeamter zugleich ſtaatliche Geſchäfte
vorzunehmen . Mittels des Gemeindeamts des

Ratſchreibers läßt alſo der Staat einen Teil der

Grundbuchgeſchäfte führen : das Amt des Hilfs
beamten iſt deshalb ein ſogen . mittelbares

Staatsamt .

Grundbuchverfügung Nr . 40 v. J . 1903 .

4) Weil der Hilfsbeamte als ſolcher ſtaatliche

Geſchäfte beſorgt , wird die unmittelbare Dienſt⸗

aufſicht über denſelben nicht etwa vom Bürger⸗

meiſter oder Gyomeinderat , ſondern vom

Grundbuchbeamten geübt . Die Grundbuch⸗ —
beamten ſind befugt , den Hilfsbeamten die zur

ordnungsmäßigen Erledigung der Geſchäfte er —

forderlichen Weiſungen zu erteilen , auch gegen die —

ſelben Warnungen , Rügen und Geldſtrafen , die

für den einzelnen Fall den Betrag von 40 M.

nicht überſteigen dürfen , zu verhängen .

§ 14 Abſ . 2 GBAG . § 98 GBDW .

Die Grundbuchbeamten ſtehen unter der

Dienſtaufſicht der Landgerichte und des Juſtiz —
miniſteriums .

8 14 Abſ . 1 GBAG . 8§ 97 GBDW .

Bürgermeiſter und Gemeinderat haben alſo

nicht mehr , wie unter dem früheren Geſetz , das

Recht , dem Ratſchreiber , ſoweit deſſen Grundbuch —

geſchäfte in Betracht kommen , Weiſungen irgend

welcher Art zu erteilen ; es iſt ihnen eben keine

Funktion des ſtaatlichen Grundbuchamts vom Ge —

ſetz zugeteilt .
5) Die Verrichtungen des Hilfsbeamten können

( ausnahmsweiſe ) aus beſonderen Gründen auf An⸗

trag des Gemeinderats an Stelle des Ratſchreibers
einen auderen Gemeindebeamten in widerruf⸗
licher Weiſe ganz oder teilweiſe übertragen wer —
den ( § 7 GBAc ) , und zwar erfolgt dieſe Ueber —

tragung zufolge der Verordnung vom 14 . Juli
1904 ( Geſ . ⸗ und V. Bl . S . 224f ) durch die Land⸗

gerichte . Eine ſolche Uebertragung geſchieht
z. B. nicht ſelten , wenn der Ratſchreiber zum Bür⸗

germeiſter gewählt iſt und der neu ernannte Rat⸗

bis— ſchreiber noch nicht die hinreichenden Kenntniſſe
zur Führung des Hilfsbeamtendienſtes beſitzt .

In ſolchen Fällen kann der Bürgermeiſter
auf Antrag des Eemeinderats zum Hilfsbeamten
vom Landgericht ernannt werden . Dies geſchah

bisher wiederholt .

6) Für jeden Hilfsbeamten ſoll für alle Fälle
der Verhinderung z. B. Krankheit , Erledigung der

Stelle bis zur Wiederbeſetzung , ein allgemeiner
Stellvertreter vorhanden ſein , deſſen Zuſtändigkeit
eintretenden Falls derjenigen des vertretenen

Hilfsbeamten entſpricht .
Stellvertreter des Hilfsbeamten iſt der etwa

vorhandene weitere Ratſchreiber .
Auf Antrag des Gemeinderats kann das Land —⸗

gericht die Stellvertretung des Hilfsbeamten
einem anderen Gemeindebeamten auf⸗

tragen .
§ 7 GBAG . § 71 GBDW . 5 2. VO vom

14. Auguſt 1907 ( Geſ . ⸗ und V. Bl . S . 224 ) .
Sofern etwa — und das wird die Regel bil⸗

den — ein zweiter Ratſchreiber nicht vorhanden

iſt , empfiehlt es ſich in erſter Linie , daß der Ge —

meinderat einen Ratſchreiberſtellver⸗
treter ernennt ; dieſer iſt dann von ſelbſt auch
Stellvertreter des Hilfsbeamten . Als Rat⸗

ſchreiberſtellvertreter kann aber nicht
ernannt werden der Bürgermeiſter , ein Gemeinde —

ratsmitglied ſowie der Gemeinderechner . Soll eine

dieſer Perſonen die Stellvertretung des Hilfsbe —
amten übernehmen , ſo erübrigt nur , daß die Er —

nennung einer dieſer Perſonen zum Hilfsbeamten⸗
ſtellvertreter durch das Landgericht erfolgt .
So kann alſo auch der Bürgermeiſter vom Land —

gericht als Stellvertreter des Hilfsbeamten er —

nannt werden .

Grundbuchverfügungen v. J . 1902 , Nr. 9, 10,

R1908 , Nr 11.

Der vom Landgericht ernannte Stellvertreter

des Hilfsbeamten iſt für dieſen Dienſt vom No⸗

tar als Grundbuchbeamter beſonders zu ver —

pflichten . Die Verpflichtung erfolgt durch Ab⸗

nahme des Handgelübdes nach Maßgabe der 88 9,
10 des Geſetzes vom 20 . Dez . 1848 , das Verfahren
bei Eideserhebungen betr . ( Reg . ⸗Bl . S . 464 ) .

In gleicher Weiſe iſt auch der Gemeindebe —
amte zu verpflichten , welcher an Stelle des Rat⸗

ſchreibers auf Antrag des Gemeinderats vom

Landgericht zum Hilfsbeamten ernannt worden

iſt .

Grundbuchverfügung v. J . 1902 , Nr . 11.

7) Für ſeine Dienſte bezieht der Hilfsbeamte
bezw . der Stellvertreter desſelben die im Ein —

zelnen beſtimmten Gebühren . § § 625 ff GBDW .
Eine Vereinbarung zwiſchen dem Hilfsbeamten

und der Gemeinde , wonach die dem erſteren aus
der Grundbuchführung zukommenden Gebühren
der Gemeinde zufließen , bedarf der jederzeit wider —

ruflichen Genehmigung des dem Grundbuchamt
vorgeſetzten Landgerichts . Sobald eine ſolche
Vereinbarung genehmigt iſt , ſteht nichts im Wege ,
die dem Hilfsbeamten zuſtehenden Gebühren an die

Gemeindekaſſe direkt anzuweiſen .
Grundbuchverfügung v. J . 1905 , Nr . 49 .

Auch die früher zwiſchen einer Gemeinde und
dem Ratſchreiber über den Bezug der Grundbuch —
gebühren abgeſchloſſenen Verträge bedürfen der

Genehmigung des Landgerichts , ſoweit ſie ſich auf
jetzt den Hilfsbeamten zukommende Gebühren er —

ſtrecken ſollen .
Grundbuchverfügung v. J . 1906 , Nr . 29 .

8) Von großer Bedeutung für die Gemeinden

ſind die 88 8, 8a , Sb GBAG . Zbweifellos iſt ein
ſehr großer Teil der Hilfsbeamten den Anforde —

.
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rungen ihres ſchwierigen Dienſtes gewachſen . Es

darf aber nicht verſchwiegen werden , daß ein Teil
der Ratſchreiber die erforderliche Fähigkeit zum
Hilfsbeamtendienſte nicht oder nicht in hinreichen
dem Maße beſitzt , teilweiſe auch den Dienſt zu
leicht nimmt und demſelben nicht die erforderliche
Sorgfalt zuwendet . Soll die beſtehende Grund

buchorganiſation erhalten bleiben , ſo muß wohl

vorausgeſetzt werden , daß der Ratſchreiberſtand ſich
ſeiner Aufgabe im Grundbuchdienſte gewachſen
zeigt Denn ein Hilfsbeamter , welcher die er

en Kenntniſſe nicht beſitzt oder ſeine

Dienſtpflicht vernachläſſigt , kann für die Beteilig⸗
ten die größten Unannehmlichkeiten ſowie auch
Verluſte herbeiführen Mußte in der Zeit des
Uebergang n neuen Recht Nachſicht geübt wer —
den , ſo müſſen jctzt , nachdem die Ratſchreil her hin —
reichend Gelegenbeit hatten ſich einzuarbeiten ,
grüßere Anforderungen an dieſelben geſtellt merden .

Die Gemeindenwerdendeshalbbei
der Anſtellung von Ratſchreibern ſorg⸗
fäültig zu werke gehen müſſen , wemn

ſie nicht Gefahr laufen wollen , das

Grundbuchamt zu verlieren . Das Mini⸗

8
des Innern hat daher in ſeinem Erlaſſe

vom I. März 1907 eindringlich darauf hingewieſen ,
wie wickhtig es für die Gemeinden iſt , nur tüchtige ,
auch dem Hilfsbeamtendienſt gewachſene Männer
als Ratſchreiber anzuſtellen . Der Ratſchrei⸗
berſtand ſelbſt aber hat ebenfalls ein erheb

Intereſſe daran . daß nur tüchtige , ihrem
Amte

0N5
gewachſene Männer in ſeine Reihen

aufgenommen werden ſein Anſehen wird dadurch
erheblich geſhrrert

Das iniſterium iſt nach §S 8 Ziffer 2

GBA ermächtiat, die Grundbuchführung für
eine Gemeinde , in welcher geeignete Hilfsbeamte
überhaurt nicht vorhanden ſind , dem Grundhuch⸗

mte einer anderen Gemeinde des nämlichen Amts⸗
gerichtsbezirks oder Notariatsdiſtrifts zu über⸗

tragen .
Wenn die Grundbuchführung für eine Ge

meinde in eine andere verlegt wird , ſo kann die

übernehmende Gemeinde von der abgebenden Er

ſatz desjenigen Mehraufwandes verlangen , der ihr

durch die Verlegung der Grundbuchführung er —

wächſt . §S 8b GBAs6 .

9) Daß der Staat darüber wachen muß , daß
die Hilfsbeamten ihrer Aufgabe gewachſen ſind ,

ergibt ſich insbeſondere auch aus der Haftbar —
keit des Staates . Wenn nämlich ein Grundbuch —
beamter vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm ob

liegende Amtspflicht verletzt , ſo hat der Staat

zurolge der Vorſchrift des §S 12 der Reichsgrund —

buchordnung für den Schaden aufzukommen ; das

Recht des Staates , von dem Beamten Erſatz zu

verlangen , bleibt unberührt .
Die Haftung des Staates nach 8 12 der Reichs

grundbuchordnung tritt auch dann ein , wenn der

Hilfsbeamte vorſätzlich oder fahrläſſig die

ihm obliegende Amtspflicht verletzt . §S 22 GBAs6 .
IV Auſbewahrung des Grundbuchs , der Grund⸗

des Lagerbuchs und Vermeſſungswerks .
Die Grundbücher werden auf dem Gemeinde⸗

hauſe oder in ſonſtigen von der Ge meinde geſtell⸗
ten Kanzleiräumen aufbewahrt .§ 5 Abſ . 1GBAs .

Die Verwahrung des Grundbuchs liegt in

Abweſenheit des Grundbuchbeamten dem Hilfs⸗
beamten ob . Der letztere iſt für die richtige
Verwahrung ver antwortlich. Er hat deshalb das

Grundbuch und die Grundakten , ſofern ein ver⸗

ſchließbares Behältnis z. B. ein feuerſicherer
Schrank vorhanden iſt , allein unter Verſchluß
zu halten Der Bürgermeiſter iſt deshalb , wie das

13 5

Juſtizminiſterium in der Grundbuchverfügung
Nr . 2 v. J . 1906 ausdrücklich betont , nicht be⸗

rechtigt , zu dem Behältnis einen beſonderen
Schlüſſel für den eigenen Gebrauch zu verlangen .
Der Hilfsbeamte hat aber , wie weiter in der eben
erwähneten Erundbuchverfügung geſagt wird , dem
Bürgermei ſter auf Verlangen die Ein⸗

ſicht des G drundbuchs zu geſtatten . Soll⸗
ten etwa die Standesbücher oder andere für die
Eemeinde wickt' ge Urkunden in dem feuerſicheren
Schrant verwahrt werden , ſo dürfte in der

Regel nichts dagegen einzuwende n
ſein , daßder Bürgermeiſtereineneige⸗
nen Schlüſſel zum feuerſicheren
Schrank hält .

Das Nämliche hinſichtlich der Verwahrung gilt
auch vom Lagerbuch und Verme ſſungs
werk . § 51 G8AV beſagt hierüber :

„1. Das
beſtätigte Lagerbuch iſt mit

72 Ver⸗

meſſungswerk von dem Grundbuchamt zu ver⸗
wahren .

2. Das Grundbuchamt iſt für ſorgfältige
Aufbewahrung und ſchonende Behandlung des ihm
übergebenen Vermeſſungswerks und Lagerbuchs
verantwortlich . “

Bei der Herſtellung feuerfeſter Archive ſoll die
Größe derart bemefſſen werden , daß der das Lager —
buch und das Vermeſſungswerk enthaltende Schrank
darin untergebracht werden kann . §S 52 GBNV .

Auch die ſeuerfeſten Schränke ſollen ſo einge⸗
richtet ſein , daß ſie das Lagerbuch und das Ver —

meſſungswerk aufnehmen können .

des Grundbuchs und
V eEs .

Das Grundbuchamt hat jede m, deresver⸗
langt , die Einſicht des Grundbuchs und
der dazu gehörigen Regiſter oder Liſten zu ge —
ſtatten . Das Gleiche gilt von Urkunden , auf die
im Grundbuch zur Ergänzung einer Eintragung
Bezug genommen iſt , z. B. Bewilligung von Hypo⸗
th 8 Darlehenszuſagen , ſowie von den noch nicht

erledigten Eintragungsanträgen . § 55 Abſ . 1 und
2 W.

Beglaubigte Abſchriften dagegen aus dem
Grundbuch und den Grundakten dürfen nur dem⸗

jenigen zugefertigt werden , der ein berechtig⸗
tes Intereſſe darlegt . §S 57 GBVV .

Ebenſo iſt 5 Einſicht von Grundakten , ſoweit
es ſich nicht um Urkunden handelt , auf welche
im Grundbuch Bezzug genommen iſt , jedem geſtattet ,
der ein bere chtigtes Intereſſe darlegt,
deutſchen öffentlichen Behörden und den von ihnen
beauftragten Beamten auch ohne dieſe Voraus —

ſetzung . § 55 Abſ . 3 GBVV . 5 21 GBAG .
Das GErundbuchamt iſt ferner verpflichtet , die

Einſicht des La gerbuchs ſowie des Ver⸗

meſſungswerkes jedem , der ſie verlangt , im
Dienſtraume des Grundbuchamtes zu geſtatten .
§ 53 GBAV .

Jedem , der ein berechtigtes Intereſſe
rlegt , ſind Auszüge aus dem Lagerbuch und
opien aus dem Vermeſſungs werke zuzufertigen .

Iſt die Herſtellung der Kopie durch das Grund —
buchamt oder den Lagerbuchsbeamten nicht tun —⸗
lich , ſo iſt dem Antragſteller zu geſtatten , daß
er ſich die Kopie auf ſeine Koſten durch eine ge
eignete Perſon herſtellen läßt . §S 54 GBAV .

Die Einſichtnahme und die Herſtellung von
Kopien nach § 54 Abſ . 2 darf nur in Gegenwart
eines Beamten des Grundbuche amtes oder der
Lagerbuchführung ſtattfinden . 8 55 GBAV .

Die Gebühr für Einſicht des Grundbuchs und
der Grundakten beträgt 1 M. Weitere Beſtim⸗
mungen hierüber ſiehe in § 25 der Koſtenverord —

de
K838



— — —ͤ — — —— — ————— ——— L[Uwçꝛ — 8 —

— 136

nung und hinſichtlich der Abſchriften in § 26 da⸗

ſelbſt . ( Geſ . ⸗ und V. Bl . 1901 , Seite 45 , Aende⸗

rungen Geſ . - und V. Bl . 1902 Seite 195 und 365) .
Für Geſtattung der Einſicht des Lagerbuchs

und Vermeſſungswerks ſamt Zubehör wird eine

Gebühr von 50 Pfg . von jeder angefangenen
Stunde erhoben . § 31 Koſtenverordnung .

Den öffentlichen Behörden und Beamten des

Reichs , des Großherzogtums und anderer Bundes —

ſtaaten ſteht die Einſicht koſtenfrei zu , wenn ſie aus

amtlichen Gründen erfolgt . § 25 Abſ . 5 Koſten —

verordnung . Zu den öffentlichen Behörden in

dieſem Sinne gehören insbeſondere auch die Ge —

meindebehörden . Darum iſt die Einſicht⸗
nahme durch den Bürger meiſter gebühren⸗
frei , wenn ſie aus amtlichen Gründen , nicht da —

gegen , wenn ſie im Auftrage Privater in deren

Intereſſe erſolgt . Grundbuchverfügung Nr . 2 v.

J . 1906 .

Auch den mit Gemeindebürgſchaft verſehenen
Sparkaſſen iſt die Einſicht in ihren Ange⸗
legenheiten koſtenfrei zu geſtatten nach Maßgabe
der Grundbuchverfügung Nr . 50 v. J . 1902 und
N

VI . Leider entſtehen hin und wieder zwiſchen
Bürgermeiſtern und Hilfsbeamten Zwiſtigkeiten u.

kleinliche Reibereien . Dieſelben laſſen ſich çe —
wiß ſehr leicht vermeiden , wenn beide Teile ſich
an die nun einmal beſtehenden Vorſchriften hal —

ten , ſtets das Intereſſe der Sache im Auge be —

halten und dasjenige Entgegenkommen betätigen ,
das beide einander ſchuldig ſind . B.

II . Sparkaſſenweſen .
Ein Miniſterialerlaß über die Anlage des

Reſervefonds der Sparkaſſen . Ein Erlaß des Gr .

Miniſteriums vom 12 . Oktober 1885 , Nr . 11518 ,
beſagt folgendes :

„ Nach der Vorſchrift in §S 15 Abſ . J des

Spark . ⸗Geſ . muß der Reſervefond d. i . ein der
Summe desſelben entſprechender Teil der Ka⸗

pitalien einer jeden Sparkaſſe ſo angelegt wer⸗

den , daß er raſch flüſſig gemacht werden kann .

Zu dieſer Art von Kapitalanlagen ſind jedoch
Darlehen auf Schuld - und Pfandurkunden und

auf Schuldſcheine gegen Bürgſchaft , ſowie in

Liegenſchaſtskauſſchillingen nicht zu rechnen , da
deren raſche Flüſſigmachung ſchon nach der Natur

derſelben und insbeſondere mit Rückſicht auf
die bedungenen Kündigungsfriſten in der Regel
untunlich , auch die Verwendung derſelben als

Fauſtpfänder , da ſie nicht Gegenſtand des Bank⸗

und Börſenverkehrs ſind , im Falle von Geld —

kriſen nur in beſchränktem Maße ausführbar
—9—. —

Der Erlaß redet ſomit von Darlehen 1) auf
Schuld⸗ und Pfandurkunden , 2) auf Schuldſcheine
gegen Bürgſchaft , 3) in Liegenſchaftskaufſchillingen .

Soweit dieſer unter der Herrſchaft des ba —

diſchen Landrechts ergangene Erlaß von Schuld⸗

ſcheinen und Liegenſchaftskaufſchillingen handelt ,
trifft er zweifelsohne auch noch heute , unter der

Herrſchaft des Bürg . Geſetzb . zu .
Dagegen kennt das Bürg . Geſ . ( B. ⸗G. ⸗B. )

keine Schuld⸗ und Pfandurkunden mehr in dem
Sinne des genannten Erlaſſes . Das Hypotheken⸗
weſen wurde weſentlich umgeſtaltet , und es wur⸗
den Hypothekenarten eingeführt , welche dem ba⸗

diſchen Landrecht fremd waren , ſo vor allem die

Briefhypothek . Für den Unkundigen liegt
es nahe zu meinen , der Hypothekenbrief ſei ledig⸗
lich die alte Unterpfandsverſchreibung in etwas

anderer Geſtalt ; derſelbe iſt jedoch etwas weſent —
lich anderes . Nach dem bad . Landrecht wurde be⸗

kanntlich über das bedungene Pfandrecht z. B. für
Darlehen eine ſogen . Unterpfandsverſchreibung
( Schuld⸗ und Pfandurkunde ) ausgeſtellt , die im

Weſentlichen den Inhalt des Pfandbucheintrags
wiedergab . Alle bedungenen Unterpfandsrechte
( wie überhaupt alle Liegenſchaftspfandrechte des
bad . Landrechts ) wurden nun nach Vorſchrift des
Art . 40 des bad . Ausführungsgeſetzes zum B. ⸗
G. ⸗B. nicht etwa in Briefhypotheken , ſondern in

Sicherungshypotheken im Sinne der

§ 8 1184ff B. ⸗G. ⸗B. umgewandelt . Wer heute für
ein Darlehen eine Hypothek mit den Wirkungen
des früheren bedungenen Pfandrechts beſtellen
laſſen will , läßt eine Sicherungshypothek ein⸗

tragen .

Ganz neu für uns in Baden iſt die Brief⸗
hypothek . Deren Eigentümlichkeiten gegen⸗
über der Sicherungshypothek wurden in dieſer Zeit⸗
ſchrift wiederholt erläutert , insbeſondere in Nr .
63/64 des Jahres 1904 S . 521 —526 , ſo daß auf
dieſe Erläuterungen verwieſen werden kann . Ab⸗
geſehen davon , daß ein Hypothekenbrief ausge —
ſtellt wird , unterſcheidet ſie ſich dadurch von der
Sicherungshypothek , daß nach § 1138 B. ⸗
G. ⸗B. die Vorſchriften der 88 891 —899 B. ⸗G. - B.
für die Hypothek auch in Anſehung der Forderung
und der dem Eigentümer nach §8 1137 B. ⸗G. ⸗B.
zuſtehenden Einreden gelten . Danach darf ſich ins⸗

beſondere derjenige , dem eine durch Briefhypothek
geſicherte Forderung zediert wird , darauf verlaſſen ,
daß die Forderung , welche geſchützt werden ſoll ,
auch wirklich exiſtiert . Es darf dem gutgläubigen
Zeſſionar nicht etwa vom Hypothekenſchuldner ent⸗
gegengehalten werden , die Forderung ſei gar nicht
zur Entſtehung gelangt , z. B. das Darkehen ſei

gar nicht bezahlt worden , oder die Forderung ſei
wieder erloſchen , z. B. durch Heimzahlung des
Darlehens .

Dem Erwerber einer Sicherunashypothek da⸗

gegen können ſolche Einreden entgegengehalten
werden , und , wie die gerichtliche Praxis lehrt , hat
ſchon mancher , der eine Sicherungshypothek durch
Zeſſion erworben hat , dadurch Schaden ge —
nommen , daß es ſich nach dem Erwerb der Siche —
rungshypothek herausſtellte , daß die Forderung , die
angeblich nach dem Inhalt des Grundbuchs ge⸗
ſichert war , gar nicht mehr exiſtierte , oder gar nie
exiſtiert hat .

Wer dagegen eine durch Briefhypothek ge —
ſicherte Forderung gutgläubig durch Zeſſion er⸗
worben hat , kann aus dem verpfändeten Grund⸗
ſtück Befriedigung auch dann verlangen , wenn
etwa die Forderung gar nie exiſtiert hat oder
ſchon längſt bezahlt worden iſt . In ſolchen Fällen
hat alſo der Eigentümer des verpfändeten Grund⸗
ſtücks den Schaden , nicht der Pfandgläu⸗
biger . Infolgedeſſen iſt dann auch die Briefhypo⸗
thek für Handel und Verkehr geeignet und wird
deshalb auch Verkehrshypothek genannt .
Geeignet iſt ſie aber auch für die Verpfändung .
( Hierüber wurde gehandelt auf S . 351 , 352 v. F.
1902 dieſer Zeitſchrifty ) . Wer Geld braucht , die

Briefhypothek aber nicht veräußern will , kann die⸗
ſelbe verpfänden . §8 1274 , 1279 ff , 1154 B. ⸗G. ⸗B.
Auch die Sicherungshypothek kann verpfändet wer⸗

den. Da ſich aber der Pfandgläubiger nicht ohne
Weiteres darauf verlaſſen kann , daß auch die ver —
pfändete , durch Sicherungshypothek grundbuch⸗
mäßig geſicherte Forderung wirklich exiſtiert , wird
ſich ein Geldverleiher nicht ſo leicht entſchließen ,
gegen Verpfändung einer Sicherungshypothek Geld
zu verleihen , dagegen wird er es unbedenklich
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gegen Verpfändung einer Briefhypothek tun kön⸗

nen , vorausgeſetzt nur , daß das Pfandobjekt hin⸗

reichende Dectung bietet .

Sobald ſich der Handel mit Briefhypotheken
im Wirtſchaftsleben eingebürgert hat , wird es

auch den Sparkaſſen möglich ſein , ihre Briefhy⸗
potheken entweder raſch zu verſilbern , oder durch

Verpfändung Geld auf dieſelben aufzunehmen .
Es wird deshalb auch die Frage zu prüfen

ſein , ob es nach dem Sinne des § 15 des Spark . ⸗G.

nicht erlaubt ſei , wenigſtens einen Teil des Re⸗

ſervefonds in Briefhypotheken anzulegen . In

Zeiten der Geldknappheit wäre eine ſolche Anlage
für die Sparkaſſen von weſentlichem Vorteil .

Nach dem Geſagten wird wohl die Anſicht zu⸗

treffend ſein , daß die in Briefhypotheken ange⸗

legten Gelder auch bei einem Wertſturz von Grund

und Boden ohne Verluſt größtenteils raſch flüſſig
gemacht werden können , weil dieſe Hypotheken bei

Geldinſtituten in kritiſchen Zeiten immer noch auf
eine Beleihung von mindeſtens 60 —80 Prozent
rechnen können . Speziell bei den Sparkaſſen iſt

doch auch zu beachten , einmal daß nur erſte
Hypotheken inbetracht kommen , bei denen Grund⸗

ſtücke in der Regel mit dem doppelten Werte des

in Frage kommenden Darlehensbetrags verpfän⸗
det ſind , ſodann , daß Sparkaſſen ihre Hypotheken
meiſtens im Verbandsbezirk unterbringen , wo

ihnen nicht nur die Verhältniſſe der einzelnen
Schuldner bekannt ſind , ſondern wo es der Spar⸗

kaſſenverwaltungsbehörde auch möglich iſt , das Ver⸗

fahren der Schätzungsbehörden zu prüfen und zu

überwachen .
Es betragen z. B. :

a ) das Darlehen auf 1. Hypothek

b) der Schätzungswert der darin ver⸗

pfändeten fruchttragenden Grund —⸗

ſtücke 40 000 M.

Wird dieſe Briefhypothek gegen Aufnahme von

15 600 M. bei einem Geldinſtitut verpfändet , ſo
wird für das Darlehenskapital dem Geldinſtitut

eine Sicherheit im Schätzungswerte von 40 000

M. geboten , das Darlehen beträgt alſo nur 37,50 %
des Schätzungswerts . Nehmen wir nun den Fall

an , die Geldkriſis ſei durch den Ausbruch eines

Krieges entſtanden . Iſt in dieſem Falle eine in

obiger Form gebotene Sicherheit nicht höher zu

bewerten , als ein nieder verzinsliches , im Kurs

tief ſtehendes Inhaberpapier einer überſchuldeten
Stadt oder eines in ſeinem Kredit erſchütterten
Staates ? Die in einer ſolchen Hypothek ver —

pfändeten fruchttragenden Grundſtücke können auch
bei ungünſtigem Ausgang eines Krieges nicht

weggetragen werden , ſie werden im Wert eher

ſteigen als fallen .
Wie es mit der Verſilberung ( Veräußerung )

von Inhaberpapieren in Zeiten abſteigender Kon⸗

junktur beſtellt iſt , können wir derzeit beobachten .
Wollte zur Zeit z. B. eine Sparkaſſe ihren etwa

zu 98 —100 erworbenen Inhaberpapierenbeſtand
mit etwa 200 000 M . veräußern , dann müßte ſie bei

den jetzigen Kursverhältniſſen mit einem effektiven
Verluſt von 14 —16 000 M . rechnen . Einen Verluſt
in ſolcher Höhe wird eine Sparkaſſenverwaltungs⸗
behörde nicht verantworten wollen ; ſie wird ſich

deshalb auf eine Verpfändung der Inhaberpa⸗
piere in der Annahme beſchränken , daß der in den

Jahresbilanzen ungünſtig zum Ausdruck kommende

niedere Kursſtand der Wertpapiere bei ſteigender
Konfunktur ſich wieder ausgleichen und dadurch
ein effektiver Verluſt vermieden wird .

So wird es in geldarmen Zeiten immer ſein ,
die Kurſe werden dem Anſchaffungspreis gegen⸗

über jeweils um 6 —10 Prozent zurückſtehen .

20 000 M.

Der einzige ſcheinbar berechtigte Einwurf
dürfte der ſein , daß bei der Briefhypothek das

Zwangsvollſtreckungsverfahren nicht abgekürzt iſt .
Entſcheidend kann dies aber nicht inbetracht kom⸗

men , weil es ſich eben , wie oben dargetan , in der

Regel nicht um eine Auflöſung des Schuld⸗ und

Gläubigerverhältniſſes , ſondern nur um eine Ver⸗

pfändung der Briefhypothek ( ähnlich wie bei

den Inhaberpapieren ) handeln wird .

Nach Vorlage der Vermögensſtandstabelle der

Sparkaſſen des Bezirks Kz . wurde die Bezirks —

ſparkaſſe R. vom Gr . Miniſterium des Innern

veranlaßt , ihren Beſtand an Wertpapieren auf die

Höhe des Reſervefonds zu bringen . Dieſem An⸗

ſinnen hielt der Verwaltungsrat der Sparkaſſe ent —

gegen ,
a ) daß die letztere im Beſitze von etwa 1

Million Brief ( Verkehrs - ) Hypotheken ſei , die ihrem
Weſen nach an Sicherheitswert und Umſatzfähig —
keit den Inhaberpapieren gleichkommen dürften ,

b) daß die Sparkaſſe drei Gebäude mit einem

Brandverſicherungsanſchlag von 180 000 Me beſitze ,
die , um flüſſige Geldmittel zu erhalten , jederzeit
hypothekariſch belaſtet werden könnten und

c) daß bei der z. Zt . herrſchenden Geldklemme

eine Ergänzung des Reſervefonds durch Inhaber⸗
papiere zur Folge habe , daß die größtenteils aus

Terminen , Zinſen und Einlagen der ländl . Be⸗

völkerung ſich zuſammenſetzenden Mittel der Spar⸗

kaſſe für nieder verzinsliche Städte - und Staats⸗

papiere verausgabt würden , während die kredit —

ſuchenden Landwirte und Gewerbetreibenden des

Verbandsbezirks zwecks Befriedigung ihres Real⸗

kredits an die benachbarten ſchweizer . Sparkaſſen

verwieſen werden müßten , bei welchen ſie der —

zeit 5 Proz . und noch höhere Zinſen zu entrich⸗

ten hätten .

Hierauf nahm das Amt K. Anlaß , die entſpre⸗
chende Abänderung des oben erwähnten Erlaſſes
bei Gr . Miniſterium des Innern in Anregung zu

bringen . Die hierauf ergangene Entſchließung die⸗

ſes Miniſteriums lautet wörtlich :
„ Wir müſſen daran feſthalten , daß die Reſerve —

fonds der Sparkaſſen in auf den Inhaber lau⸗

tenden börſenfähigen Schuldverſchreibungen ange⸗

legt werden .

Verkehrshypotheken können in geldklemmen⸗
den Zeiten nur ſchwer veräußert oder im Lom —

bardverkehr verpfändet werden .

Die Sparkaſſe R. iſt daher anzuhal⸗
ten , wenigſtens nach und nach ihren Beſtand an

Wertpapieren auf die Höhe des Reſervefonds zu

bringen . Die Liquidität der Sparkaſſe iſt ebenſo
wichtig , wie die Befriedigung des Kreditbedürf —
niſſes der Angehörigen des Verbandsbezirks . Der

gegenwärtige Zeitpunkt erſcheint für die Erwer —

bung von Inhaberſchuldverſchreibungen bei dem

heutigen Tiefſtand der Kurſe beſonders günſtig . “
( Erl . vom 30 . November 1907 , Nr . 54 734 ) .

Um die praktiſche Einführung und Popu⸗

lariſierung des Scheckverkehrs bemüht ſich die

Sparkaſſe in Lahr , indem ſie folgendes öffent⸗
lich bekannt macht :

Der Scheck iſt eine Anweiſung auf ein be⸗

ſtehendes Guthaben , zahlbar bei Vorzeigung an

den Ueberbringer ( Inhaber ) des Schecks , und er —

möglicht Zahlungen ohne bares Geld . Er nimmt

dem Inhaber die Aufbewahrung ſeiner Gelder ab

und damit die Gefahr des Verluſtes , gewährt ihm
dafür Verzinſung bis zur Verwendung des Geldes

und erſpart ihm die perſönliche Regelung ſeiner
Ausſtände , Rechnungen uſw . , und dadurch Zeit ,
Mühe und Koſten . — In England , Nordamerika



und andern Ländern iſt der Scheckverkehr ſo aus —

gebildet , daß faſt alle Zahlungen nur noch durch
Schecks geleiſtet werden und alles Bargeld den

Kaſſen zur Aufbewahrung und Verwaltung über⸗

geben wird . — Um ihren Einlegern dieſe vielfachen
Vorteile zuzuwenden , richtet die Sparkaſſe Lahr
( als eine der erſten in Deutſchland ) den Scheck —

verkehr ein unter den nachfolgenden Beſtim

mungen :

Der Einleger , der ſich am Scheckverkehr be —

teiligen will , überſibt gegen einen Hinterlegungs⸗

ſchein ſein auf der erſten Seite mit ſeiner Unter⸗

ſchrift verſehenes Sparbuch der Sparkaſſe Lahr

zur Aufbewahrung . Er erhält gegen Zahlung von

50 Pfg . ein Scheckbuch mit fünfzig Scheckformu —
laren . — Durch Scheck können , ſoweit die Einlagen

des Sparbuches dazu reichen , jederzeit beliebige

Beträge ( auch auf Pfennig lautend ) bis zu 500

Mark ( höhere Beträge nicht ) zur ſofortigen Zah

lung angewieſen werden , welche dann im Spar⸗

buch abgeſchrieben werden . — Die Schecks ſind

zahlbar bei Vorzeigung und an den Ueberbringer ;

andre Verfügungen ſind ungültig . Jeder Scheck

iſt ſorgfältig , dem Vordruck entſprechend , auszu —

füllen — der Betrag in Worten und mit

der deutlichen Unterſchrift des Einlegers zu ver —

ſehen , die mit derjenigen im Sparbuch überein⸗

ſtimmen muß . Jeder Inhaber eines Scheck —

buches haſtet für die richtige Verwendung der ihm

übergebenen Formulare und muß ſie deshalb ſorg —

fältig auſbewahren ( wie Papiergeld ) . Vor Zurück⸗
nahme des Sparbuches oder bei Verfügung über

die ganze Einlage ſind die unverbrauchten Schecks
zurückzugeben , ebenſo auch etwa verdorbene For⸗

mulare . Einlagen auf für den Scheckverkehr hin —

terlegte Sparbücher können jederzeit und in jedem
Betrage in vollen Mark perſönlich oder durch die

Poſt unter genauer Angabe der Sparbuchnummer
gemacht werden . Der Scheckverkehr iſt gebühren⸗

und proviſionsfrei . Die Verzinſung für Einlagen
und Abhebungen im Schecktverkehr iſt die gleiche wie

für andere Einlagen , zurzeit 3 / Proz . von 10

zu 10 Tagen , wobei für die Abhebungen der Tag

der Einlöſung des Schecks gerechnet wird und nicht

der Tag der Ausſtellung . Beſonders dieſe letzte

Beſtimmung bietet weſentliche Vorteile , da ſonſt
mit der Ausſtellung des Schecks die Verzinſung

aufzuhören pflegt .

Kinderſparkaſſen . Schon wiederholt iſt auf

die große Bedeutung der Kinderſparkaſſen für das

Volkswohl hingewieſen worden . Wohl erkennt
man auch in Landorten den Wert dieſer Kaſſen

an ; aber man ſcheut ſich , die Sache in die Hand

zu nehmen , weil man vor Mühe und unb ezahlter
Arbeit zurückſcheut .

Wie oft gibts für die Kinder kleine Geſchenke

in Form von Nickelmünzen , ja halben Mark

ſtücken . Der Großvater , der Onkel , der Freund ,
der Gaſtfreundſchaſt genießt , ſie alle ſpenden hin
und wieder den Kindern des Hauſes kleine Geld —

geſchenke . Die klügeren und ſparſamen Kinder ver⸗

wahren die Münzen , um mehr und mehr anzu —
häufen : aber eines ſchönen Tages kommt die

Mutter und raubt die Kaſſe , ihr Kind tröſtend ,

bald wieder Erſatz zu leiſten . Doch vielfach bleibts

beim Verſprechen — das gefundene Geld iſt ver —

braucht . Den Kindern aber wird das Sparen ent —

leidet
Die große Mehrzahl unſerer Kleinen — o

ſie beſchenkt wurden — eilen dem Krämerladen

zu , kaufen ſich „ Guts “ , verderben damit Zähne und

Magen . Mit dem Eſſen wächſt ihr Appetit . Sie
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wollen bald wieder bares Geld . Gibts nichts zu
verdienen , fängt der Kleine an , von der Mut⸗

ter zu genanntem Zwecke Geld zu erbetteln , und

bekommt er ſeinen Wunſch nicht , ſo ſtiehlt er —

erſt zu Hauſe , dann auch anderswo . Man könnte

Fälle in Menge aufzählen , in denen tatſächlich
nachweisbar wäre , daß naſchhafte Kinder zu Dieben

wurden .
Wie ſteht ' s aber , wenn ſich in der Familie ,

in der Gemeinde Kinderſparkaſſen befinden ?
Welche Freude empfindet das Kind beim Emp⸗

fang auch der kleinſten Gabe ! Sie wandert in

die Sparbüchſe . Und mit den Kindern freuen ſich
auch die Eltern und helfen das kleine Vermögen

vergrößern : Iſt nur 1 Mark darin , wird die Kaſſe

geleert , deren Inhalt aber der Bezirksſparkaſſe
anvertraut . Das Sümmchen , es wächſt und wächſt .
Der Kleine lernt auch den Zins ausrechnen , und

wird er Soldat und hätte keine helfenden Eltern

mehr , dann wird er ſein kleines Vermögen gut
verwenden können . Das Mädchen , zur Jungfrau
geworden , kauft ſich Linnen in den Vorratsſchrank
zum Gebrauch für ihren ſpäteren Beruf als ſor⸗

gende Hausfrau . So kann und wird das rechte

Sparen in der Jugend für ' s ſpätere Leben reichen

Segen bringen ; die gegründete Familie wird von

nicht zu unterſchätzendem Nutzen für die Ge —

meinde , deren Glieder ſparen im Kleinen lernten .

Oder iſt es nicht ſo , was obige Zeilen ſagen ?
Die Wirklichkeit lehrt es uns Tag für Tag .

Um ſolche Ziele in einer Gemeinde erreichen

zu können , genügt nicht allein die Aneiferung
durch die Schule . Nein , es müſſen Schule und

Haus zuſammenwirken .
Spare in der Jugend , und du mußt im Alter

nicht darben .

Dieſen beherzigenswerten Ausführungen
können wir beifügen , daß die Sparkaſſe Konſtanz
vor Kurzem ein Zirkular folgenden Inhalts an

ſämtl . Familien verteilt hat :

Heimſparkaſſe .
„ Die Städt . Sparkaſſe Konſtanz will

zur Anſammlung der kleinſten Sparbe⸗

träge vermehrte Gelegenheit bieten .

Zu dieſem Zwecke geben wir leihweiſe an alle

Perſonen , die mindeſtens den Betrag von 4 Mark

eingelegt haben , ſolid gearbeitete , gefällige Spar⸗
büchſen ab , deren Schlüſſel bei der Sparkaſſe ver⸗

bleibt . Der gen . Betrag dient der Sparkaſſe als

Gegenwert bis zur unverſehrten Rückgabe der

Büchſe , er wird aber , wie die übrigen Einlagen ver —

zinſt .
Die in der Büchſe geſammelten Gelder , die ;

infolge der Konſtruktion der Büchſe weder durch

Schütteln oder Umſtürzen herauszubringen ſind ,
werden bei der Städt . Sparkaſſe während der

Kaſſenſtunden in Gegenwart des Büchſeninhabers
entnommen und als verzinsliche Einlage in das

gleichzeitig vorzulegende Sparbuch eingetragen .
Wir laden hiermit zur Beteiligung ein und

erſuchen angefügten Beſtellzettel auszufüllen und

der Städt . Sparkaſſe zuzuſenden . — Der Zeit⸗
vunkt der Büchſenabgabe wird ſpäter bekannt ge⸗
geben . “

Wir ſind überzeugt , daß in kürzeſter Zeit ſolche
Sparbüchſen in allen Familien zu finden ſein
werden .

Zirkulare ähnlichen Inhalts ſind auch von

den übrigen Sparkaſſen des Bezirks Konſtanz zur

Verteilung gelangt .

Bekanntmachung des Eigentumswechſels an

die Hyvothekengläubiger . ( Ein Hinweis für
die Sparkaſſen . ) Nach § 55 der Reichs⸗

—
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grundbuchordnung ſoll jede Eintragung dem An⸗

tragſteller und dem eingetragenen Eigen⸗
tümerſowie im Uebrigen allen aus dem Grund

buch erſichtlichen Perſonen bekannt gemacht wer

den , zu deren Gunſten die Eintragung erfolgt iſt
oder deren Recht durch ſie betroffen wird . Die

Löſchung einer Hypothek z. B. iſt demnach dem

Eigentümer des Grundſtücks ſowie dem Hypotheken —

gläubiger bekannt zu machen , die Eintragung eines

neuen Eigentümers dieſem letzteren ſowie dem

alten Eigentümer .

Dieſer § 55 hat nun durch das Reichsgeſetz
vom 14. Juli 1905 ( Reichsgeſetzbl . S . 707 einen

wichtigen Zuſatz erhalten , der immer noch nicht
von allen Grundbuchämtern beachtet wird .

Nach dieſem Zuſatz iſt nämlich die Ein⸗

tragung eines neuen Eigentümers
auch denjenigen bekannt zu machen ,

für welche eine Hypothek , Grundſchuld ,
Rentenſchuld , Reallaſt oder ein Recht

aneinem ſolchen Rechte im Grundbuch
eingetragen iſt .

Die Hypothekengläubiger erhalten alſo jetzt
eine amtliche Nachricht von dem Eigentumswe ſel ,
und wenn das Grundbuch dieſe Benachrichtigung

unterlaſſen ſollte , ſo haben die Hypothekengläu —

biger das Recht , von dem Grundbuchamt eine

amtliche Nachricht über den Eigentumswechſel zu
verlangen .

Das Juſtizminiſterium hat ſodann in ſeinem

Erlaſſe vom 30 . Juni 1906 , Nr . A 20731 ( Grund⸗
buchverfügung Nr . 12 vom Jahr 1906 ) noch weiter

beſtimmt , daß mit der Bekanntmachung des Eigen⸗

tumsübergangs auch die Mitteilung des Preiſes ,

zu dem das Grundſtück veräußert worden iſt , ver —

bunden werden muß .

Iſt nach der Art der Gegenleiſtung eine ziffern⸗
mäßige Preisangabe nicht tunlich (z. B. bei einem

Tauſch ) , ſo iſt der der Gebührenordnung zu Grunde

gelegte Wert des Grundſtücks in der Bekannt⸗

machung mitzuteilen .
Wird das belaſtete Grundſtück ohne beſondere

Preisbeſtimmung mit einem andern Grundſtück

zuſammen veräußert und der Gebührenberechnung
der zuſammengerechnete Wert der Grundſtücke zu
Grunde gelegt , ſo unterbleibt die Mit⸗

teilung des Wertes . Desgleichen kann die

Mitteilung ddes Preiſes bezw . Wertes in den

Fällen unterlaſſen werden , in denen die Belaſtung
des Grundſtücks mit einer Hypothek oder Grund⸗

ſchuld den Betrag von 100 Mk . nicht überſteigt .

Ueber ſog . Kauſſchillingshypotheken . Bei

Prüfung der Sparkeſſenrechnung von N. wurde

folgende Beanſtandung erhoben . „ Kaufſchil⸗
ling des N. N. mit 20,000 M. betr . Der

ganze Kaufſchilling für das Unterpfand ſteht noch
aus und iſt nach den Bedingungen 10 Jahre un⸗

kündbar . Der Natur der Sache nach ſollten Kauf —
ſchillinge , die nicht die Deckung von Hypotheken
mit 60 Prozent bieten , in angemeſſenen Friſten

bis zur genügenden Höhe abgetragen werden . Un⸗

kündbare volle Kaufſchillinge ſollte die Kaſſe nicht

übernehmen . “

Hierauf entgegnete die Sparkaſſenkommiſſion :
„§S 14 Abſ . 2 Ziffer 4 des Sparkaſſengeſetzes

läßt Kapitalanlagen zu in Liegenſchaftskaufſchil⸗
lingen , welche vollſtändig durch das Vorzugsrecht
des Verkäufers und , ſolange dieſes keine

doppelte Deckung bietet , außerdem durch

gute Bürg⸗ und Selbſtſchuldnerſchaft gedeckt ſind .
Der Kaufſchilling ſelbſt iſt nicht zu hoch und da
die Bürgſchaft durch N. und N. gut iſt , entſpricht

unſeres Erachtens die Kapitalanlage den geſetz —
lichen Beſtimmungen . “

Das Gr . Miniſterium des Innern , dem in
der Sache Vortrag erſtattet wurde , hat ſich mit

Erlaß vom 20 . November l. J. , Nr . 54,725 , wie

folgt ausgeſprochen :
„ Gr . Bezirksamt müſſen wir anheimgeben ,

zunächſt hinſichtlich der dort angeregten Frage ir

Abhörbeſcheid oder im beſonderen Verfahren eine

beſtimmte Anordnung nach Maßgabe der dortigen
Zuſtändigkeit zu treffen .

Wir bemerken übrigens , daß uns der von der

Sparkaſſenkommiſſion eingenommene Standpunkt
im Hinblick auf § 14 Abſ . 2 Ziffer 4 des Spar⸗

kaſſengeſetzes und §S 22 Buchſt . d der Sparkaſſen⸗

ſatzungen nur dann unhaltbar erſcheinen würde ,
wenn durch einen hohen Betrag derartiger längere
Zeit unkündbarer Kapitalanlagen die Mittel der

Sparkaſſe in einer Weiſe feſtgelegt wären , daß
die Kaſſe der ihrem Zweck entſprechenden Flüſſig⸗
keit ihrer Mittel entbehren würde . “

Das Amt eröffnete dies der Sparkaſſenkom —

miſſion mit dem Bemerken , daß es keine Ent⸗

ſcheidung treffen werde und die Bemerkung für
beruhend erkläre .

V . Verſicherungsweſen .
Zur Arbeiter - , Witwen⸗ und Waiſen⸗Ver⸗

ſicherung in Deutſchland . Für 1910 iſt nach Art .

19 des Zolltarifgeſetzes das Inkrafttreten der Wit —

wen⸗ und Waiſenverſicherung geplant . Wohl kaum
ein Gedanke des Verſicherungsweſens findet ſo
viel Sympathie und ſo wenig prinzipielle Gegner⸗

ſchaft , wie der Gedanke der Hinterbliebenenfür⸗
ſorge . Aber über das „ wie “ der Durchführung

herrſcht noch wenig Klarheit und ſelbſt ſozial in⸗

tereſſierte Kreiſe haben ſich erſt verhältnismäßig

wenig mit dem Problem einer allgemeinen , obli —

gatoriſchen Verſicherung der Arbeiter - Witwen und

Waiſen beſchäftigt . Da dürfte das Werk von Re⸗

gierungsrat Dr . H. v. Loeper um ſo willkom⸗

mener ſein , das nach dem Urteil der „ Sozialen

Praxis “ in vorzüglicher Weiſe das bisher zu die —

ſer Frage erſchienene Material ſichtet , die prinzi⸗

piellen Geſichtspunkte darlegt , dagegen im 2.

Hauptteil um ſo ausführlicher die Grundſätze be

handelt , von denen bei der Einführung der all

gemeinen Arbeiter - , Witwen - und Waiſenverſiche⸗
rung auszugehen iſt , und damit zu den Minimal —

forderungen kommt , die in dem künftigen Ge —

ſetzentwurf zu berückſichtigen wären .

Die Witwen - und Waiſenverſicherung kann
eine private ( durch Verſicherungsgeſellſchaften )
oder öffentliche (z. B. Witwenpenſionen der

Beamten ) ſein ; ſie kann in der Form von Renten

oder durch einmalige Kapitalauszahlung erfolgen .
Anſätze zur obligatoriſchen , ſtaatlichen Verſiche —

rung der Arbeiter - , Witwen - und Waiſen ſind
in Deutſchland , wie auch in anderen Ländern , in

den Haftpflicht - reſp . Unfallverſicherungsgeſetzen
gegeben . Die Bedeutung der deutſchen Reichs - Un⸗

fallverſicherung auf dieſem Gebiet ergibt ſich
aus folgenden Zahlen : Im Jahre 1904 ſind an

65,307 Witwen oder Witwer Renten in Höhe von

9,535,211 Mark 2 Pfennig und an 97,145 Kinder

oder Enkel Getöteter 11,558,747 Mark 2 Pfennig ,
zuſammen Hinterbliebenenrenten ( einſchließlich
der Renten an Verwandte in aufſteigender Linie )
in Höhe von 21,665,928 Mark 11 Pfennig gezahlt
worden . Aber es muß hier immer ein Tod durch

Unfall vorliegen , während bei der Krankenver —

ſicherung oder der Invaliditäts - und Altersver —

ſicherung höchſtens eine einmalige Unterſtützung in



Form des ſogenannten „ Sterbegeldes “ oder in

Form der Beitragserſtattung an Hinterbliebene
( Invaliden - und Altersverſicherungsgeſetz §S 44

erfolgt . Eine eigene Witwen - und Waiſenfür⸗

ſorge hat auch die Seeberufsgenoſſenſchaft für die

Seeleute eingeführt , die Knappſchaftskaſſen der

Bergleute zahlen Witwen - und Waiſenrenten , eine

Reihe von Staats⸗ und Gemeindeverwaltungen

haben über die geſetzlichen Vorſchriſten hinaus eine

Hinterbliebenenfürſorge für ihre Arbeiter einge⸗

richtet , einige Fabriken haben obligatoriſche oder

freiwillige Penſions - , Witwen - und Waiſenkaſſen

eingerichtet . Doch ſind in den erwähnten Fällen

immer nur einzelne Schichten von Arbeitern ge⸗

troffen , während das neue Verſicherungsproblem ,
das 1910 bereits zur Verwirklichung geführt wer⸗

den ſoll , den geſamten Arbeiterſtand umfaßt . Die

Witwen und Waiſen des Arbeiterſtan⸗
des ſollen eine ähnliche Sicherung
nachdem Tode ihres Ernährers haben ,
wie die Witwen und Waiſen des Be⸗

amtenſtandes . Ohne auf die theoretiſchen u.

ethiſchen Begründungen einer ſolchen Verſiche⸗

rung einzugehen , die der Verfaſſer ſtreiſt , ſei hier

zunächſt auf den wichtigſten Punkt für die prak⸗

tiſche Durchführung hingewieſen , den auch Regie⸗
rungsrat v. Loeper in den Vordergrund ſtellt :

die enge Angliederung der Witwen⸗

und Waiſenverſicherung an die In⸗

validitäts - und Altersverſicherung .
Alle Berufsklaſſen , auf die dieſe Verſicherung An⸗

wendung findet , ſollen auch der Witwen⸗ und

Waiſenverſicherung unterſtellt werden . Für dieſe
vier Verſicherungszweige ( Invaliditäts⸗ , Alters⸗ ,

Witwen⸗ und Waiſenverſicherung ) , die dann in

eins gefaßt werden , empfiehlt der Verfaſſer auch

einen vereinfachten , alles umfaſſenden Namen :

„ Penſionsverſicherungsgeſetz “ . Es wür⸗

den dann alſo nach dem heutigen Stande die In⸗

duſtriearbeiter , Landarbeiter , Dienſtboten , ſowie
einige andere Schichten mit Einkommen unter

2000 Mark , und hoffentlich auch bald die Heim⸗
arbeiter , darunterfallen . Auch das wertvolle Recht
der Selbſtverſicherung , das das heutige Invali⸗
ditäts⸗ und Altersverſicherungsgeſetz enthält , ſoll
in das neue „Penſionsverſicherungsgeſetz “ über⸗

nommen werden . Die „ Soziale Praxis “ gibt an

der Hand des Buches einige der Einzelvorſchläge
für die praktiſche Durchführung . Das Syſtem ,
daß Arbeitgeber und Arbeitnehmer je

zur Hälfte die Beiträge zahlen , ſoll
beibehalten werden , ebenſo ſind die Beiträge von

männlichen und weiblichen , von verheirateten und

unverheirateten zu tragen , und zwar ſchon vom

vollendeten 15 . Lebensjahre an . ( Alſo
ein Jahr früher als nach dem heutigen Invali⸗
ditäts⸗ und Altersverſicherungsgeſetz ) . Es ſol⸗

len eben die Laſten der Verſicherung

auf einen möglichſt großen Perſonen⸗
kreis und auf einen möglichſt langen

Zeitraum im Leben der Verſicherten
verteilt werden . Dieſelbe Karenzzeit ,
die jetzt für den Bezug der Invaliditätsrente ein⸗

gehalten werden muß , ſoll auch für die Anſprüche
an die Penſionsverſicherung gelten . Wollen Per⸗

ſonen ſich freiwillig weiterverſichern ,
ſo ſoll es genügen , wenn für 20 Beitragswochen
im Jahr „ geklebt “ worden iſt .

Sämtliche Waiſen von Verſicherten haben An⸗

ſpruch auf die Rente , bei den Witwen

ſoll jedoch eine Grenze gezogen werden , daß nur

die erwerbsunfähigen oder die Witwen

über 70 Jahre eine Rente erhalten . Die ge⸗

ſunde , kinderloſe Witwe ſteht oft ſicherer und ge —
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borgener im Daſeinskampfe da , als die ledige Ar⸗

beiterin : eine obligatoriſche Rente an ſolche
Frauen würde eine Bevorzugung vor der ledigen
Arbeiterin bedeuten und könnte ſogar eine ſchlimme

lohndrückende Tendenz ausüben . Was man durch
die Begrenzung des Witwenkreiſes erſpart , kaun

den Waiſenrenten zugelegt werden . Es kommt

dies indirekt ja doch Müttern zugute , es bedeutet

aber eine gerechtere Verteilung gerade für die Wit⸗

wen mit vielen Kindern . Eine Witwenrente fällt

ferner fort , wenn die Witwe bereits auf andere

Weiſe eine Rente erhält , ſei es eine Invalidi⸗

täts⸗ oder Altersrente oder eine Unfallrente . Der

Anſpruch auf die Witwenrente kann dadurch er

worben werden , daß entweder die Frau für ſich

ſelbſt die genügende Anzahl Beiträge zahlte oder

daß der Mann allein dies in genügender Weiſe
getan hat . Es werden aber auch die Verſicherungs⸗
beiträge beider Eheleute zur Anwartſchaft und

Berechnung des Rentenanſpruchs zuſammenge⸗
zählt , wenn beide Eheleute zu den obligatoriſch
oder freiwillig Verſicherten gehörten . Ebenſo ha⸗
ben Vollwaiſen den Anſpruch auf die dop⸗

pelten Renten , wenn beide Eltern

verſichert waren . Die Zahl der Witwen und

Waiſen , die für die Verſicherung in Frage kämen ,

ſchätzt v. Loeper unter Benutzung von Statiſtiken
der Unfallverſicherung und der Berufszählung auf

400 000 bezw . 900 000 . Für die Renten nimmt

er nur ſehr geringe Zahlen an . Sie ſollen in ähn⸗

licher Weiſe wie die Renten der Altersverſicherung

berechnet werden , alſo aus einem Grundbetrage

nach den Lohnklaſſen , Steigerungen je nach den

geleiſteten Beiträgen und einem beſtimmten

Reichszuſchuß aus den Ergebniſſen der Zölle be⸗

ſtehen . Der Verfaſſer berechnet hier jährliche Wit⸗

wenrenten , zwiſchen 60 bis 180 M. Grundbetrag

ſchwankend . Für die Waiſenrenten werden gar

nur 36 —84 Mark jährlich für die 5 Lohnklaſſen
angenommen . Dazu kommen noch einige Neben⸗

leiſtungen : z. B. ſollen alle dem Beſten der Wit⸗

wen und Waiſen dienende Fürſorgeeinrichtungen
der freien Wohlfahrtspflege in mehr oder weniger

umfaſſendem Maße der Verſicherung dienſtbar ge⸗

macht werden , z. B. die Unterbringung in An⸗

ſtalten oder in Familienpflege auf Koſten von

Stiftungsgeldern . Auch ſollen nach wie vor die

Kommunalverwaltungen die Fürſorge für die Wai⸗

ſen als richtiges Arbeitsgebiet behalten , ja die

Waiſenpflege noch mehr ausgeſtalten als bisher

weil ja die Mittel der Verſicherung dem zu Hilfe
kommen . Als „ Nebenleiſtungen “ werden ſerner in

Betracht gezogen Hilfe für Wöchnerinnen , Er⸗

höhung des Waiſengeldes um 3 Mark monatlich

für Säuglinge , Krankenbehandlung und Sterbe⸗

geld , Uebergangshilfe für erwerbsfähige Witwen

und ſo weiter . Trotzdem es ſich nur um eine

den allerbeſcheidenſten Verhältniſſen entſprechende

Verſicherung handelt , ſchätzt der Verfaſſer die Ge⸗

ſamtleiſtungen , die dazu erſorderlich wären ,

auf etwa 120 Mill . Mark . Die Aufbringung
der Mittel ſoll erfolgen durch Beiträge der Ar⸗

beitgeber und Arbeitnehmer , die auf das andert⸗

halbfache der jetzigen Beiträge zur Alters⸗ und

Invaliditätsverſicherung zu erhöhen wären , ferner
durch den Reichszuſchuß aus den Zolleinnahmen .
Schließlich können noch gewiſſe Erſparungen gegen⸗
über dem heutigen Zuſtand auch als „ Einnahmen “
gebucht werden . Es ſoll nämlich die jetzt zuläſſige
Rückforderung der Hälfte der gezahlten Beiträge
im Falle der Heirat definitiv fortfallen . Auch

die Unfallverſicherung wird ja nach wie vor ge⸗
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nehmen .



Jahresbericht des Ortsviehverſicherungs⸗
vereins Konſtanz für das Geſchäftsjahr 1906 .

Dem von dem rührigen Vereinsvorſtand , Hrn .
Konrad Ernſt Kleiner dahier , in überſichtlicher
Weiſe erſtatteten und gedruckt vorliegenden Jah⸗

resbericht entnehmen wir einleitend einen kurzen
Ueberblick über die Tätigkeit des ſtaatlichen Ver⸗

bandes im verfloſſenen Jahre , worüber bereits

früher an dieſer Stelle berichtet worden iſt Ferner

erfahren wir , daß der hieſige dem Verband ſeit
1897 angeſchloſſene Verein im Berichtsjahre 56

Mitglieder mit 252 verſicherten Tieren und einem

Verſicherungswert von 125 175 M. zählte . Der

durchſchnittliche Verſicherungswert betrug pro
Stück 496 M. gegenüber 444 M. im Jahre 1905

und gegenüber 363 . 50 M. des Verbandes . Der

Verein ſteht hinſichtlich des Wertes an 8. Stelle

im Verband .

Die Zahl der Schadenfälle belief ſich auf 14

( gleich 5,55 Prozent der verſicherten Tiere ) gegen —
über 11 ( gleich 3,87 Prozent im Vorjahre ) . Hie —
von entfielen 12 auf Notſchlachtungen und 2 auf

gewerbliche Schlachtungen ( ſog . Schlachtviehver —
ſicherung ) . Das Fleiſch von 2 Tieren mußte als
genußuntauglich beſeitigt werden . 7 Verluſtfälle
( gleich 50 Prozent ) waren auf Tuberkuloſe , 3 ( gleich
21,43 Prozent ) auf innere Fremdkörperentzün⸗
dung , ebenfalls 3 ( gleich 21,43 Prozent ) auf rheu⸗
matiſche Gelenkentzündung und endlich 1 ( gleich
7,14 Proz . ) auf Tragſackentzündung infolge Früh⸗
geburt zurückzuführen .

2 Tiere gleich 14,29 Proz .
1 —4 Jahren ;

4 Tiere gleich 28,57 Proz .
4 —8 Jahren ;

8 Tiere gleich 57,14 Proz .
von 8 —12 Jahren .

Die durchſchnittliche Entſchädigung betrug
349 . 34 M. Sie ſollte ſich bei 80 Proz . der er⸗

wähnten Durchſchnittsſumme von 496 M. eigent⸗
lich auf 396 . 80 M. belaufen . Es iſt dies ein Be⸗

weis , daß meiſt ältere unter dem Durchſchnitts⸗
werte eingeſchätzte Tiere zur Entſchädigung ge —

langten .

Entſchädigt wurden 4241 . 58 M. und zwar für
12 notgeſchlachtete Tiere 4192 M. und für die ge⸗

werblichen Schlachtungen 49 . 58 M. ( Die letztere
Summe mußte an dem Fleiſcherlös aufbezahlt
werden . ) Von dieſer gewährten Entſchädigungs⸗
ſumme haben ſatzungsgemäß der Ortsverein und

der Verband je die Hälfte und zwar mit 2120 . 79

Mark zu tragen .

Der Erlös aus Fleiſch und Haut be⸗

lief ſich auf 2141 . 93 M. gleich 56 Proz , der be⸗

zahlten Entſchädigungsſumme ( gegenüber 41,69
Proz . im Verbande und 62 Proz . im Jahre 1905 . )
Von dieſem Erlös ſprechen der Ortsverein und der

Verband je die Hälfte mit 1070 . 96 M. als Ein⸗

nahme an .

Die rechneriſche Seite des Ortsvereins und

des Verbandes ſtellt ſich nunmehr wie folgt :

A. Bei dem Ortsverein .

ſtanden im Alter

von

ſtanden im Alter

von

ſtanden im Alter

1. Einnahmen :

a. Die Hälfte des Fleiſcherlöſes mit . . M . 1070 . 97
b. Die ſtaatliche Unterſtützung für tierärztliche

Koſten S 100 . —

c. Für gute Verwertung des Fleiſches ( in 9

Fällen ein Mehrerlös ) mit . . „ 245 . —
d. Ordnungsſtrafen wegen unentſchuldigtenAus⸗

bleibens von der Generalverſammlung mit . „ 2 . —

Zuſammen : M. 1417 . 97
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2. Ausgaben :
a. Verwaltungskoſten einſchließlich ärztlicher Be —

handlung und Arzneien mit . . . . M. 878 . 09
b. Die Hälfte der oben erwähnten Entſchädi —

gungsfümn ; „ 2120 . 79
C. Die Koſten für Notſchlachtung und Verwer —

tung mit „ 185 . 98

Zuſammen : M. 3184 . 81
1. Einnahmen . . M. 1417 . 97
2. Ausgaben . . „ 3184 . 81

bleibt mithin Reſt : M. 1766 84
gegenüber 1518 . 45 M. im Vorjahre . Dieſer Auf⸗
wand iſt ſatzungsgemäß durch Ortsumlage zu
decken . Dieſelbe beträgt bei dem oben erwähnten
Verſicherungskapital von 125 175 M. auf je 100

Mark Verſicherungswert 1. 41 M. oder 1,41 Proz.
Mithin beläuft ſich der Umlagefuß bei dem mit⸗

geteilten durchſchnittlichen Verſicherungswert eines

Tierhauptes mit 496 M. auf 7. 01 M. pro Kopf .
Dieſer niedrige Prozentſatz , der von keiner

Seite auch nur annähernd erreicht werden kann ,
iſt um ſo höher anzuſchlagen , als in demſelben , wie
erſichtlich , nicht allein die Koſten der tierärztlichen
Behandlung und Arzneien ſondern auch die der

örtlichen Verwaltung mit inbegriffen ſind . Dieſe
günſtige Zahl iſt eben nur durch die weitgehendſte
Staatshilfe (ſ. unten ) möglich .

Somit :

B. Bei dem Verband .

1. Einnahmen :
a. Die Hälfte des Fleiſcherlöſes mit . M . 1070 . 96
b. An Verbandsumlage von einem Verſicherungs —

wert von 125 175 M. und zwar von je 100
M. 20 Pfg . 250 . 35

Zuſammen : M. 132 . 121
2. Ausgaben :

a. Die Hälfte der Entſchädigungsſumme mit . „ M. 2120 . 79
b. Die vom Miniſterium für tierärztliche Be —

handlung bewilligten „ 100 . —

Zuſammen M 288079

Somit : 2. Einnahmen . . M. 1321 . 21
2. Ausgaben 2220 . 7

bleibt Reſt : M. 899 . 58

Dieſer Reſtbetrag von 899 . 58 M. wird von
dem Staat an den Verein bezahlt . Für jedes ver⸗
ſicherte Tier zahlt ſomit der Staat durchſchnittlich
3 . 57 M. und für jedes gefallene Tier einen Bei⸗

trag von 64 . 26 M. ( Selbſtverſtändlich haben nur
die dem ſtaatlichen Verbande angeſchloſſenen Ver⸗
eine einen ſolchen großen Vorteil . )

Der Geſchäftsbericht gibt fernerhin noch einige
beherzigenswerte Winke bei dem Vorkommen von
Tuberkuloſe ( frühzeitige Anzeige uſw. ) , bei Ge⸗
burten , inneren Fremdkörperentzündungen ( ſorg⸗
fältigere Beſeitigung von Drähten , Nägeln , Haar⸗
nadeln uſw . ) ꝛc.

Der bisherige Vorſtand wurde auf eine neue
Amtsperiode wieder gewählt .

Schließlich erwähnt der Bericht noch , daß der
Ortsverein Konſtanz nunmehr 10 Jahre dem

ſtaatlichen Verbande angehört und daß ſeit dieſer
Zeit 185 Schadenfälle mit 52475 . 84 Mark ent⸗

ſchädigt wurden . Dieſer Anſchluß hat ſich , wie
der Bericht mit Recht betont , als ein wahrer
Segen für die Mitglieder erwieſen .

Der Vorſtand ſchließt ſeine intereſſanten Aus⸗

führungen mit folgenden beherzigenswerten Wor⸗
ten :

„ Es geht daher mein Wunſch dahin , mögen
ſich auch diejenigen Viehbeſitzer und Vereine , welche
bisher durch irgendwelche unbegründete Vorur —
teile und irrige Anſichten der geſetzlichen Viehver⸗
ſicherung nicht gerade ſympathiſch gegenübergeſtan⸗
den haben , dem badiſchen Viehverſicherungsver⸗



band doch anſchließen , um ebenfalls dieſen Vor⸗

teilen , die der Staat durch dieſes ſo wohltätig und

ſo ſegensreich wirkende Inſtitut bietet , teilhaftig
zu werden . “

Dieſem Wunſche kann im Intereſſe unſerer

Landwirtſchaft nur die weitgehendſte Verwirk⸗

lichung mit auf den Weg gegeben werden .

VI . Vverſchiedenes .
Das Vortommen falſcher Reichs⸗Kaſſen⸗

ſcheine betr . Seit dem Monat Juli d. J . ſind
in den verſchiedenen Städten Deutſchlands

falſche Reichskaſſenſcheine von 1882 über

20 M. verbreitet worden , deren Verfertiger und

Verbreiter bisher nicht ermittelt werden konnten .

Die Scheine ſind auf lithographiſchem Wege herge —

ſtellt und leicht an dem dunkleren Dr na

mentlich auf der Rückſeite — als Falſchſtücke zu
erkennen .

Die Reichsſchuldenverwaltung Berlin ſichert

demſenigen , welcher einen Verfertiger oder wif

ſentlichen Verbreiter dieſer Falſchſtücke zue er⸗

mittelt und der Polizei - oder Gerichtsbehörde der —

geſtalt nachweiſt , daß der Verbrecher zur Unter —

ſuchung gezogen werden kann , eine Belohnung von

1000 Mark zu .

Anonyme Anzeigen gegen Beamte . Eine

vernünftige Verfügu ng hat die Königliche Eiſen —

bahndirektion Berlin erlaſſen : „ In der letzten

Zeit iſt zu unſerm Bedauern ein auffallend ſtarker
Eingang anonymer Anzeigen gegen Beamte feſt —
geſtellt worden . Wir vermuten , daß häufig An⸗

geſtellte der eigenen Verwaltung die Urheber der

Anzeigen ſind , und ſehen uns deshalb veranlaßt ,
an dieſer Stelle unſrer Verurteilung einer der —

artigen Handlungsweiſe Ausdruck zu geben . Die

Verdächtigungen andrer Perſonen aus dem Hinter —

halt ohne mit dem eigenen Namen für die auf⸗

geſtellten Behaup⸗ ungen eintreten zu wollen , ver⸗

rät eine derartig niedrige und verwerfliche Ge —

ſinnung , daß ſolche Anſchuldigungen auf Berück⸗

ſichtigung keinerlei Anſpruch machen können . Wir

weiſen deshalh erneut darauf hin , daß anonyme

Eingaben ohne irgendwelche Behandlung der Ver —

nichtung anheimfallen . “

Die Unter der Ueberſchrift
deszeitung “ : Wir glauben , daß die ewigen Heim —

kaun, , daß auf ihnen ſtets ernſt gearbeitet und

ſuchungen gewiſſer Städte durch Kongreſſe und

„ Tage “ den Verwaltungen derſelben bereits als

eine ſchwere Plage erſcheinen und den Stadtſäckel

ganz unmotiviert ſchmälern . Wenn man z. B. er⸗

fährt , daß beim Anwaltstage in Mannheim etwa

600 Perſonen mit den feinſten Weinen bis zum

Preiſe von 25 Mark bervirtet und mit auserleſenſten
Leckerbiſſen geſpeiſt worden ſind , und daß ein Teil

der Unkoſten aus dem Stadtſäckel gedeckt wurde ,

ſo muß man ſich wirklich fragen , Ib denn ein

derartiger Luxus zu verantworten iſt . Auch bei

andern Gelegenheiten werden oft in ſo verſchwen⸗
deriſcher Weiſe die Verſammlungen bewirtet . Sum⸗

miert man die auf ſolche Weiſe jährlich bewen —

deten öffentlichen Gelder , ſo kommt ein Betrag

heraus , der für nützlichere und notwendigere Zwecke
des öffentlichen Wohles weit beſſer angelegt wer⸗

den würde . — Bei den zahlreichen Sparkaſſen⸗
tagen ſind glücklicherweiſe derartige Auswüchſe noch
in keiner Weiſe beobachtet worden , während ihnen
anderſeits das Zeugnis nicht verweigert werden

kann , daß auf ihnen ſtets ernſt gearbeitet und
mieiſtens etwas Fruchtbringendes geſchaffen wurde .

——ů —-—— 1
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Briefkaſten .

Hr . Bürgmſtr . Gr . in A. Wir haben an

dieſer Stelle ſchon einmal hervorgehoben , wie vor⸗

teilhaft es fur die Gemeinde iſt , wenn ſich im

Zeitpunkt der Ausführung von Wirtſchaftsunter⸗
nehmungen geſchilderter Art bereits eine entſpre —

chende Summe angeſammelt hat . Mit der Fonds⸗

anſammlung wird zweckmäßig ſofort nach dem Weg⸗
fall einer Schuldentilgungsquote in der Art be —

gonnen , daß anſtelle der bisherigen Tilgungs⸗
quote eine gleich hohe , oder ( je nach der Höhe
des in Ausſicht ſtehenden Geſamtaufwandes ) eine

entſprechend höhere Fondsanſammlungsquote all⸗

jährlich und bis zur Ausführung des betr . Un

ternehmens in die Voranſchläge eingeſtellt wird .

Dieſe Maßnahme hat zur Folge , daß ſchon nach
wenigen Jahren die Umlagepflichtigen für die Aus⸗

führung des betr . Unternehmens eher zu haben
ſind , indem ein entſprechender Betrag ſchon zur
Verfügung ſteht und die Mehrbelaſtung durch Ein⸗

ſtellung der Schul dentilgungsquot e gege nüber der

Fondsanſammlungsquote in der Regel nicht mehr
erheblich ins Gewicht fallen dürfte .

Wie ſehr der Gemeindehaushalt durch die

Fondsanſammlung verbilligt wird , mögen Sie aus

nachſtehenden Beiſpielen erſehen :

a ) Eine Gemeinde hat ein neues Schulhaus

zu erſtellen , deſſen Aufwand auf 20 000 M. veran⸗

ſchlagt iſt . Wird nun das zur Deckung dieſer Koſten

aufgenommene, zu 4½ Prozent verzinsliche Ka⸗

pital in 32 Jahren in Anunitäten getilgt , ſo hat
die Gemeinde an Kapital und Zins jährlich 1191

Mart 26 Pfg . in den Gemeindevoranſchlag ein⸗

zuſtellen , ſo daß im Ganzen an Kapital und Zins
32 mal 1191 . 26 M. gleich 38 120 . 45 M. aufge⸗
bracht werden müſſen . Hätte nun die Gemeinde den

Betrag von 20000 M. im Wege der Fondsan⸗

ſammlung aufgebracht , dann wären bei einer Jah⸗
rescuote von rund 1200 M. ( alljährlich zu 4 Proz .
verzinslich angelegt ) hiezu nur 13 —14 Jahre er —

forderlich geweſen . Wäre die Anſammlung des

genannten Betrages in 32 Jahren erfolgt , ſo hätte
die jährliche Quote nur etwa 300 M. , alſo
( rund 1200 Mark 300 Mark ) jährlich etwa
900 M. weniger betragen , als bei der Schulden⸗

tilgung . Auch wären in dieſem Falle nur 32 mal
300 M. aleich, 9600 M. , alſo ( 38 120 M. — 9600

Marib ) gleich 28520 M. weniger aufzubringen ge⸗
weſen , als bei der Schuldentilgung .

b) In einer Gemeinde ſoll eine neue An —
leihe von 1 Million Mark aufgenommen werden ,bie mit 3 ‘ Prozent zu verzinſen und mit
1d8 Prozent zu tilgen iſt ( wobei die bei regel —

ger Tlenng jährl . erſparten Zinſen zur Ver⸗

ſtärkung der Tilgung verwendet werden ) . Zur

Verzinſung und Tilgung der Anleihe ſind dem —
nach jährl . 55 000 M. erforderlich . Da die Tilgung
32 Jahre dauert , ſo ſind insgeſamt 32 mal 55 000
Mark gleich 1760000 M. aufzubringen , d. h.
760800 ( oder rund 2/ ) mehr , als die Gemeinde

geliehen erhalten hat ( 1000 000 M. ) .

Soll dagegen in 32 Jahren ein Kapital von
1 Million Mark in der Weiſe angeſammelt werden ,
daß jährlich eine beſtimmte Summe auf Zins und

Zinſeszins angelegt wird , ſo ſind bei Annahme
einer jährlichen Verzinſung von nur 3 Prozent
jedes Jahr 19048 . 52 M. aufzubringen . Während

alſo bei der Anleiheaufnahme jährlich 55000 M—

aufgebracht werden mußten , werden bei der Fonds⸗

anſammlung hiergegen jährlich ( 55 000 — 19 048 . 52

Mark ) gleich 35951 . 48 M. geſpart .

1N
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Will man aber das Kapital von 1 Million
Mark in der Weiſe anſammeln , daß jährlich 55 000

Mark auf Zins und Zinſeszins ( zu 3 Prozent )
angelegt werden , ſo iſt das Kapital in 14 Jahren

angeſammelt , während bei der Aufnahme einer

Anleihe von 1 Million Mark die Summe von
55 000 M. , wie oben gezeigt wurde , 32 Jahre

lang ( alſo mehr als doppelt ſo lang ) aufzubringen
iſt

Beträgt in derſelben Gemeinde die geſamte
Schuldenlaſt ( einſchließlich der o ben erwähnten An⸗

leihe von 1 Million Mark ) 10 Millionen Mark

und wird die geſamte Schuld durchſchnittlich mit

3¾ Prozent verzinſt und mit eindreiviertel Proz .
getilgt , ſo ſind zur Verzinſung und Tilgung der

Schuld 32 Jahre lang jährlich 550 000 Mark auf⸗
zubringen . Wäre dagegen in 32 Jahren — durch

jährliche Anlage beſtimmter mit 3 Prozent ver —

zinslicher Geldbeträge — ein Fonds von 10 Mil⸗

lionen Mark angeſammelt worden , ſo würden jähr⸗
lich anſtatt 550000 M. nur 190 486 M. aufzu⸗

bringen geweſen ſein . Es wären alſo gegenüber
den Koſten der Anleihe jährlich ( 550 000 — 190 486

Marjſ ) gleich 359 514 M. geſpart worden .

Während der 32jährigen Tilgungsquote muß

die Gemeinde 32 mal 550 000 M. gleich 17 600 000

M. aufbringen , d. h. 7600 000 M. mehr , als ſie
geliehen hat ( 10 Millionen Marhy ) .

Im übrigen ſtellt ſich bei der Anleihewirt⸗

ſchaft die Sache für die Gemeinde um ſo un⸗

günſtiger , je niedriger ſie ihre Anleihen tilgt , weil

die verlängerte Tilgung eine verlängerte Zins —

zahlung bedingt . Würden z. B. dieſelben Schul —

den im Geſamtbetrage von 10 Millionen Mark

( bei 38s⸗prozentiger Verzinſung anſtatt mit ein⸗

dreiviertel Prozent nur mit 1 Prozent getilgt ,
ſo würde die Tilgung 42¼ Jahre in Anſpruch

nehmen . Es würden alſo insgeſamt an Zins - und

Tilgungsbeträgen 42½¼ mal 475000 Mark odrei⸗

dreiviertel und 1 gleich vierdreiviertel Proz . von

10 000 000 M. ) oder 20 108 334 M. aufzubringen
ſein , d. h. mehr als das Doppelte der als Dar⸗

lehen empfangenen Summen ( 10 Millionen Mk. ) .

Wäre die Summe von 10 Millionen Mark inner —

halb 42 Jahren durch gleichmäßige Fondanſamm⸗
lung aufgebracht worden , ſo würden ( bei Anlage

des Kapitals zu 3 Proz . Zinſen und Zinſeszinſen )
jährlich 121916 . 74 M. aufzubringen geweſen ſein ,
alſo ( 475 C00 121916 . 74 M. ) gleich 353 083 . 26

Mark weniger als bei Beſchaffung des Kapitals

durch Anleihe . Wären aber jährlich 475 000 M.

zum Zwecke der Anſammlung von 10 Millionen

Mark zinsbar ( mit 3 Prozent ) angelegt wer⸗

den , ſo würde das Kapital von 10 Millionen

Mark ſchon in 16 Jahren angeſammelt worden

ſein , während die gleiche Summe ( 475 000 M. )

bei Beſchaffung der 10 Millionen Mark durch
Anleihe 42 Jahre lang aufgebracht werden muß .

Aus dieſen Beiſpielen ergibt ſich , daß die An⸗

leihe den Gemeinden mindeſtens noch einmal ſo
teuer zu ſtehen kommt als die Fondsanſammlung .
Bei niedriger Tilgung der Anleihe ſteigert ſich

dieſer Unterſchied ſogar bis auf das Dreifache .
Es iſt aber gar nicht einzuſehen , warum denn

die Gemeinde grundſätzlich ſo viel teurer wirt⸗

ſchaften ſoll als der Privatmann , und warum ſie

hier das Prinzip der Wirtſchaftlichkeit gänzlich

außer acht laſſen ſoll . Der Privatmann wird in

ſeinem geſchäftlichen Betriebe nur dann ein Ka⸗

pital anleihen , wenn er damit einen Gewinn zu

erzielen hofft , der die Koſten der Verzinſung und

Tilgung des Kapitals um einen nennenswerten

Teil überſteigt . Im andern Falle wird er von
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der Anleihe Abſtand nehmen , wenn nicht zwin⸗

gende andere Gründe ihn dazu nötigen . Das

gleiche muß von der Gemeinde gelten . Auch ſie
ſoll bei der Anleihewirtſchaft den Grundſatz der

Wirtſchaftlichkeit walten laſſen und nur aus zwin⸗
genden Gründen von dieſem Grundſatze abgehen .

Hr . Fr . in B . Nach Ihrer Mitteilung be —

nützt das Grundbuchamt zur Bekanntma⸗

chung der Löſchung von Laſten , welche der Hypo⸗

thek der Sparkaſſe vorgingen , hektographierte
Impreſſen ; weil dieſe nicht dauerhaft ſein ſollen ,

verlangt nun die Sparkaſſe auf Weiſung des Be⸗

zirksamts förmliche Zeugniſſe , für welche be —

kanntlich gedruckte Impreſſen verwendet werden .

Ein Verbot , für Bekanntmachungen hekto —⸗

graphierte Impreſſen zu verwenden , exiſtiert

nicht . Es iſt jedoch ſelbſtverſtändlich , daß die hek —

tographierten Impreſſen gut lesbar ſein müßſen .

In der Regel werden aber ſo viele Abzüge gefertigt ,
daß viele derartige Impreſſen nur ſchwer lesbar

ſind . Weil bei der Anfertigung hektographierter
Impreſſen dieſer Uebelſtand in der Regel nicht

vermieden wird , wäre es zweckmäßig und ſehr

wünſchenswert , daß das Grundbuchamt für Be —

kanntmachungen hektographierte Impreſſen
überhauptnicht benützt . Falls das Grund⸗

buchamt dem Uebelſtand nicht abhilft , wird die

Sparkaſſe ſich am beſten an das vorgeſetzte Land —

gericht bezw . das Juſtizminiſterium mit dem Ge⸗

ſuche um Abhilfe wenden . Denn die Grundbuch —
ämter ſtehen unter der Dienſtaufſicht der Land⸗

gerichte und des Juſtizminiſteriums . §S 97 GBDW .

Dieſe Beſchwerde wäre eine ſolche im Dienſtauf⸗
ſichtswege . In Fällen der vorliegenden Art muß

eben die Dienſtauſſichtsbehörde regelnd eingreifen .
Als eine Härte und Unbilligkeit dagegen müßte

man es wohl bezeichnen , wenn die Sparkaſſe , an⸗

ſtatt den bezeichneten Weg zu beſchreiten , die Kre⸗

ditſuchenden unter der Meinungsverſchiedenheit
zwiſchen Sparkaſſe und Grundbuchamt leiden ließe :

denn dic für die Zeugniſſe entſtehenden Gebühren

werden doch höchſt wahrſcheinlich die Kreditſuchen⸗

den tragen müſſen .
Für Mitteilung über den Ausgang der Sache

wären wir dankbar .

Hr . R . in A. Bei Einlöſungen von Staats⸗

ſchuldverſchreibungen werden über den Empfang der

letzteren ſeitens der Hauptſteuerämter in der Re —

gel Beſcheinigungen nicht ausgeſtellt , da bares

Geld gegeben wird und in den für die Gr . Finanz⸗

behörden maßgebenden Beſtimmungen über die

Einlöſung u. ſonſtige Behandlung bad . Staatspa⸗

piere die Ausſtellung von Beſcheinigungen gedach⸗
ter Art nicht vorgeſchrieben iſt . Gleichwohl glau⸗

ben wir annehmen zu dürfen , daß die Finanz⸗

behörden einem auf § 99 Ziff . 3 der Stiftungs —

anweiſung ſich ſtützenden gleich bei der Einlö —

ſung geſtellten Erſuchen um Ausſtellung einer

ſolchen Beſcheinigung entſprechen werden .

Hr . A . F . in Dg . Wie bisher üblich , ſo
wird auch für die Jahrgänge 1907/1908 ein ge—⸗

meinſames Inhaltsverzeichnis gefertigt und der

Dezember - Nummer 1908 angeſchloſſen werden . Mit

dem Einbinden der Zeitſchrift wird daher zweck —

mäßig bis dahin zugewartet .
Hr . Amtsrev . B . in T . Gemeinden , welche

Staatsbeitrag zum Lehrergehalt beziehen , erhalten

den Aufwand für die infolge Durchführung des

neuen Lehrplanes nötigen Ueberſtunden aus der

Staatskaſſe erſetzt , alſo auch für die Jahre 1906

bis 1911 . Die Verbeſcheidung der diesbezüglichen
Anträge wird wohl zu Beginn des Jahres 1908

ſeitens des Gr . Oberſchulrats erfolgen .
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Den kitl. Gemeindebeamken
empfehlen wir unſer größtes Lager in

Impressen für den fäglichen Bedurf .

Beſonders empfehlen wir auch

Titel mit Vorbericht . Gemeindevoranſchlag .

Rechnungsabſchluß . Darſtellung .
Voranſchläge für Stiftungen .

Rechnungsimpressen Einnahmen , Ausgaben ,
ohne Bezeichnung .

Kapital⸗ und Zins⸗Impressen .

Verzeichnisse über die anzuweisenden Tages⸗
gebühren der Gemeindebeamten .

Rechnungsimpreſien mit Vordruck

und zwar von § l bis § 45 Einnahmen und Aus —

gaben .
Der Gebrauch dieſer Vordruckimpreſſen erſpart nicht

nur viel Zeit , ſondern er vereinfacht und erleichtert auch die
Arbeit der Rechnungsſteller und der Reviſion . Sie ſind
darum mit Recht beſtens empfohlen .

DDas Recht zum Druck und Vertrieb

dieſer Impreſſen haben wir allein erworben .

Für Stiftungen .

Journal ( Kaſſenbuch ) .

Titel mit Vorbericht

Darſtellung des Vermögens und der Schulden .

Laufende Einnahmen .

§ 7 Zinſen und Grundſtockskapitalien .

Ausgaben - Darſtellung und Zuſammenſtellung .

Impreſſen für ſämtliche Waldwirtſchaft .

Holzverſteigerungsprotokoll mit Einzugsregiſter ,

Holzaufnahms büchle, Taſchenformat u. loſe Bogen ,
Holzverſteigerungsprotokoll für Langholz ,
Holzaufnahmsliſte über Bau⸗ und Nutzholz ,

7 „ Klafterholz ,

5 „ Reiſig und Abfallholz ,
Monatsſpalten , Form . 1 ( Wenigſtbietenden ) ,

„ 2 eiſtbietenden ) ,

In Bälde erſcheint in unſerem Verlage zum
Preis von etwa Mk . 1 . 70 die

Geneinde⸗Voranſchlags-Auweiſung
in der neuen Faſſung mitEr⸗
läuterungen , Zuſätzen und Formularien , von den

Oberrechnungsräten Müller , Muſer und

Roth . Beſtellungen nehmen wir entgegen .

Auch können jetzt ſchon die von den gleichen
Verfaſſern bearbeiteten nr neuen

Impreſſen zu den Gemeindevoranſchlägen

von uns bezogen werden .

Bonndorfer Buchdruckerei
Spachholz & Ehrath .

Reviſorenſtelle .
Bei der Stadtgemeinde Baden iſt die

Stelle eines Reviſors im ſtädtiſchen Rechnungs —
amt mit einem Aufanasgehalt von 2500 Mark

und Höchſtgehalt von 4200 Mark zu beſetzen .

Nach erfolgter Probezeit erfolgt Anſtellung
nach Maßgabe des Beamtenſtatuts mit der Aus —

ſicht auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenverſorgung .
Die Anrechnung der bisherigen Staats - oder

Gemeindedienſtjahre wird in Ausſicht geſtellt .

Bewerber aus der Zahl der geprüften Amts⸗

tevidenten wollen ihre Geſuche mit Lebenslauf
und Angabe ihrer ſeitherigen Beſchäftigung nebſt

Zeugniſſen binnen zwer Wochen hierher einreichen .
Baden⸗Baden , den 28 November 1907 .

Der Stadtrat :

Fieſer . Löhr .

———————

CEine große

Grunderwerbsgeſell ſchaft .
die in Rheinl . und Weſtfalen ihren Sitz hat , möchte
mit Sparkaſſen oder Hypothen⸗Banken
zwecken Beleihungsvermittelung in Verbindung tre⸗

ten . Offerten nimmt entgegen Annoncen - Expd .

Nudalf Moſſe , Köln unter K C 4703 .

Wahl⸗Umſchläge „ Badenia “
in Geſchäfts - und Kanzlei - Format in vom Gr . Miniſterium
des Innern begutachteten Ausführungen liefert durch jede
badiſche Buchdruckerei oder Papierhandlung die

Aktiengeſellſchaft

Papyrolinwerk und Couvertfabrik
Konstanz .

Sur gefälligen Beachtung !
Um Portoauslagen und Umſtändlichkeiten zu vermeiden , wolle man ſich in allen auf die Beſtellung und

den Verſandt der zZeitſchrift ſich beziehenden Angelegenbeiten an die

Geſchäftsſtelle der Zeitſchrift für das Rechnungsweſen der Gemeinden ꝛc. in Vonndorf ( Schwarzw . )

in allen übrigen auf den Inhalt der Zeitſchrift ſich beziehenden Angelegenheiten aber an die

Schriftleitung der Zeitſchriſt für das Rechnungsweſen der Gemeinden elc . in Konſlan ; ( Schützenſtr . 20 )
wenden . — An den Verlag in Lonndorf ſind auf die Zeitſchrift ſi h beziehende Seadaagen niht zu bewirten .
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